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Antrag 
der Abgeordneten Sandra Weeser, Michael Theurer, Grigorios Aggelidis, 
Renata Alt, Christine Aschenberg-Dugnus, Jens Beeck, Nicola Beer, Dr. Jens 
Brandenburg (Rhein-Neckar), Mario Brandenburg (Südpfalz), Dr. Marco 
Buschmann, Carl-Julius Cronenberg, Britta Katharina Dassler, Dr. Marcus 
Faber, Thomas Hacker, Katrin Helling-Plahr, Katja Hessel, Manuel Höferlin, 
Dr. Christoph Hoffmann, Reinhard Houben, Olaf in der Beek, Dr. Christian 
Jung, Dr. Marcel Klinge, Daniela Kluckert, Carina Konrad, Konstantin Kuhle, 
Alexander Graf Lambsdorff, Ulrich Lechte, Till Mansmann, Dr. Jürgen 
Martens, Alexander Müller, Dr. Martin Neumann, Bernd Reuther, Frank 
Schäffler, Matthias Seestern-Pauly, Frank Sitta, Dr. Hermann Otto Solms, 
Bettina Stark-Watzinger, Benjamin Strasser, Katja Suding, Stephan Thomae, 
Manfred Todtenhausen, Dr. Andrew Ullmann und der Fraktion der FDP 

Stromsteuer senken – Bürger entlasten 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Seit der Liberalisierung des Strommarktes im Jahr 1998 können Verbraucher ihren 
Stromanbieter frei wählen. Diese Reform sollte unter anderem zu einer Senkung der 
Strompreise führen. Im Zuge der ökologischen Steuerreform wurde dann aber im April 
1999 die Stromsteuer eingeführt, um den elektrischen Strom teurer zu machen. So soll-
ten Energieeinsparungen angereizt sowie energiesparende und ressourcenschonende 
Produkte und Produktionsverfahren entwickelt werden. Mit den Einnahmen aus der 
Stromsteuer sollte außerdem der Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung re-
duziert werden. Hinzu kamen in den Folgejahren steigende Abgaben und Umlagen für 
den Ausbau der erneuerbaren Energien. Auf diese Weise sorgten politische Entschei-
dungen für einen Anstieg der Energiepreise in Deutschland. 
Mittlerweile besteht der Strompreis in Deutschland zu 54 Prozent aus Steuern, Abga-
ben und Umlagen. Davon macht alleine die Stromsteuer 7 Prozent aus. In knapp 
20 Jahren ist Strom für private Haushalte um rund 70 Prozent teurer geworden. Die 
staatlich verursachten Abgaben haben sich seit 1998 nahezu vervierfacht. Stagnierte 
der Strompreis in den letzten Jahren auf einem europäischen Höchstniveau, rechnet 
die Energiewirtschaft für 2019 mit einem erneuten Anstieg. Für einen Drei-Personen-
Haushalt mit einem durchschnittlichen Jahresverbrauch von 4000 kWh fallen zukünf-
tig etwa 55 Euro mehr im Jahr an. Damit bezahlt dieser Haushalt heutzutage rund 455 
Euro mehr für seine jährliche Stromrechnung als noch 1998. Ein zusätzlicher deutli-
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cher Anstieg der Strompreise in den kommenden Jahren ist durch den geplanten vor-
zeitigen Ausstieg aus der Kohleverstromung zu erwarten. Für die Verbraucherinnen 
und Verbraucher stellen die hohen Stromkosten eine enorme finanzielle Belastung dar. 
Da Strom ein existenznotwendiges Gut ist, sind hohe Strompreise für viele Menschen 
in Deutschland in besonderem Maße auch eine soziale Frage. 
Die Stromsteuer entfaltet entgegen ihrem ursprünglichen Zweck weder eine ökologi-
sche Lenkungswirkung noch ist sie dazu geeignet, Löcher in der Rentenkasse zu stop-
fen. Durch die hohe Belastung des Strompreises wird vielmehr der dringend notwen-
dige Fortschritt bei Technologien und Verfahren, wie etwa im Falle der Sektorenkopp-
lung, behindert. Da die Europäische Union einen Mindestsatz für die Stromsteuer vor-
gibt, kann sie auf nationaler Ebene aktuell nicht gänzlich abgeschafft werden. Private 
Haushalte in Deutschland zahlen allerdings mehr als das 20-fache dieses EU-Mindest-
satzes. 
Die Finanzierung stellt sich wie folgt dar: Die Stromsteuer wird ab 2021 auf das euro-
päische Mindestmaß abgesenkt, soweit die steigenden Einnahmen aus dem Emissions-
handel, insbesondere aufgrund der Ausweitung auf die Sektoren Verkehr und Wärme, 
gegeben sind. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. die Stromsteuer ab 2021 auf das europäische Mindestmaß abzusenken; 
2. sich auf europäischer Ebene dafür einzusetzen, dass die Stromsteuer zeitnah 

gänzlich abgeschafft werden kann. 

Berlin, den 12. März 2019 

Christian Lindner und Fraktion 
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